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Abkürzungsverzeichnis

Hinweis 1: Für die allgemein gebräuchlichen Abkürzungen des deutschen
Rechts siehe Hildebert Kirchner, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache,
8. Aufl., Berlin 2015.

Hinweis 2: Deutsche Übersetzungen vieler chinesischer Rechtsnormen
finden sich in einer Sammlung von Frank Münzel: http://www.chinas-
recht.de/ (Aufruf: 15.4.2018).
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MassenentlB-Ent-
wurf

Bestimmung zur Massenentlassung im Un-
ternehmen (Entwurf)
企业裁减人员规定（征求意见稿）

Noch nicht in
Kraft getreten

OVG-Erläuterung
zum AVG I

Erläuterung des Obersten Volksgerichts zu
einigen Fragen über Anwendung gesetzli-
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Nr. 1
高人民法院关于审理劳动争议案件适用

法律若干问题的解释

16.04.2001

OVG-Erläuterung
zum AVG II

Erläuterung des Obersten Volksgerichts zu
einigen Fragen über Anwendung gesetzli-
cher Regelungen bei Arbeitsstreitigkeiten,
Nr. 2
高人民法院关于审理劳动争议案件适用

法律若干问题的解释二

01.10.2006

OVG-Erläuterung
zum AVG III

Erläuterung des Obersten Volksgerichts zu
einigen Fragen über Anwendung gesetzli-
cher Regelungen bei Arbeitsstreitigkeiten,
Nr. 3
高人民法院关于审理劳动争议案件适用

法律若干问题的解释三

14.09.2010

OVG-Erläuterung
zum AVG IV

Erläuterung des Obersten Volksgerichts zu
einigen Fragen über Anwendung gesetzli-
cher Regelungen bei Arbeitsstreitigkeiten,
Nr. 4
高人民法院关于审理劳动争议案件适用

法律若干问题的解释四

01.02.2013

OVG-Erläuterung
zum VG II

Erläuterung des Obersten Volksgerichts zu
einigen Fragen über Anwendung des VG,
Nr. 2
高人民法院关于适用《中华人民共和国

合同法》若干问题的解释二

13.05.2009

Peking-WirtMassen-
entlB

Bestimmung zur wirtschaftlichen Massen-
entlassung im Unternehmen Peking
北京市企业经济性裁减人员规定

22.03.1995

RentengangAVB Vorläufige Bestimmung zum Rentengang
von Arbeitern
关于工人退休、退职的暂行办法

02.06.1978

RentengangKVB Vorläufige Bestimmung zum Rentengang
von Kadern
关于安置老弱病残干部的暂行办法

02.06.1978

Abkürzungsverzeichnis
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Shanghai-EntgeltB Bestimmung zur Entgeltszahlung im Unter-
nehmen Shanghai
上海市企业工资支付办法

01.08.2016

Shanghai-Erläute-
rungArb

Erläuterung zur gerichtlichen Prüfung über
die Arbeitsstreitigkeiten Shanghai
关于审理劳动争议案件若干问题的解答

06.02.2002

Sozialversiche-
rungsG

Sozialversicherungsgesetz
中华人民共和国社会保险法

01.07.2011

Stellungnahme
zum AG

Verbindliche Stellungnahme zu einigen
Fragen der Durchsetzung des Arbeitsgeset-
zes
关于贯彻执行《中华人民共和国劳动法》
若干问题的意见

04.08.1995

VerfassungsG Verfassungsgesetz
中华人民共和国宪法

04.12.1982

VG Vertragsgesetz
中华人民共和国合同法

01.10.1999

VuSB Bestimmung zur Verschmelzung und Spal-
tung vom Unternehmen mit ausländischer
Investitionsbeteiligung
关于外商投资企业合并与分立的规定

01.11.1999

WirtMassenentlB Bestimmung zur wirtschaftlichen Massen-
entlassung im Unternehmen
企业经济性裁减人员规定

01.01.1995

ZPG Zivilprozessgesetz
中华人民共和国民事诉讼法

09.04.1991

Abkürzungsverzeichnis
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Einleitung

Problemaufriss

Laut offizieller Statistik gibt es im Jahre 2016 in China insgesamt 776,03
Millionen Arbeitnehmer bei einer Bevölkerungszahl von 1,379 Milliar-
den.1 Gleichzeitig betrug die Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts in
diesem Jahr 6,7 Prozent.2 Jedes Jahr werden mehrere Millionen Arbeits-
plätze durch das rapide Wirtschaftswachstum geschaffen. Deswegen hat
das weitere Wirtschaftswachstum in China höchste Priorität, um den Ar-
beitsmarkt zu stabilisieren. Es bedarf nach der vorherrschenden Wirt-
schaftslehre einer flexiblen Beschäftigungspolitik. Allerdings wird auch
dem Bestandsschutz der Arbeitsverhältnisse eine hohe Bedeutung beige-
messen, weil der Arbeitsmarkt sich derzeit im stetigen Wandel befindet.
Dabei nehmen unweigerlich auch die Arbeitsstreitigkeiten vor Gericht zu,
zuletzt stieg die Anzahl auf 1,771 Millionen Fälle im Jahre 2016.3

Der Arbeitgeber spricht im Zuge seiner wirtschaftlichen Transformation
eine unternehmensbedingte Kündigung aus (vgl. die betriebsbedingte
Kündigung im deutschen Recht), wenn ihm die Weiterbeschäftigung der
Arbeitnehmer unzumutbar wird.4 Damit kann er sich an die Veränderung
der objektiven Umstände anpassen. Gleichzeitig ergibt sich dadurch je-
doch ein brisanter Interessenkonflikt zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer. Letzt genannter ist hiermit regelmäßig nicht einverstanden, weil
er kein Verschulden bei der Vertragsbeendigung zu vertreten hat. Im weite-
ren Sinne handelt es sich hier um den Konflikt zwischen Wirtschaftswachs-
tum und Bestandsschutz der Arbeitsverhältnisse. Darüber hinaus wurde
der Arbeitsmarkt während der letzten Jahre von einigen Massenentlassun-
gen stark erschüttert, z.B. ca. 5.000 Entlassungen bei Microsoft (China)
2014, ca. 60.000 Entlassungen bei Angang Steel Group 2015/2016, ca. 50.000
Entlassungen bei Wuhan Iron & Steel Group 2015/2016 und ca. 6.000 Ent-

A.

1 MPS, Statistical Bulletin (2016 年度人力资源和社会保障事业发展统计公报), S. 1.
2 MPS, Statistical Bulletin (2016 年度人力资源和社会保障事业发展统计公报), S. 1.
3 MPS, Statistical Bulletin (2016 年度人力资源和社会保障事业发展统计公报),

S. 10.
4 Siehe unten S. 38 ff.
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lassungen bei Wanda Group 2017/2018.5 Diese schadeten der sozialen Si-
cherheit, auf die die kommunistische Regierung in China viel Wert legt.

Als neues Herzstück des chinesischen Arbeitsrechts trat das AVG6 vor
zehn Jahren in Kraft. Es bezweckt in erster Linie die Rechte der Arbeitneh-
mer in der sozialistischen Marktwirtschaft zu stärken. Darin wird die Prü-
fung der unternehmensbedingten Kündigung bzw. Massenentlassung re-
guliert, allerdings lediglich grob, weshalb ein großer Interpretationsspiel-
raum besteht. Wie kann man eine ausgewogene Balance der entgegenste-
henden Interessen erzielen? Leider können weder die anderen relevanten
Rechtsnormen noch die uneinheitliche Rechtsprechung diese Frage befrie-
digend und systematisch beantworten.

Die wissenschaftliche Forschung zu dieser Thematik ist dringend not-
wendig. Zu hoffen ist, dass die vorliegende Arbeit für die deutsche Rechts-
wissenschaft einen Beitrag leistet, indem sie wie eine Einführung ins chi-
nesische Kündigungsrecht fungiert, auf dass man daraus vielleicht Anre-
gungen für die deutsche Rechtspolitik und Gesetzgebung gewinnen kann
(„fünfte Auslegungsmethode“). Außerdem werden einige Teile der vorliegen-
den Arbeit nachher ins Chinesische übersetzt und veröffentlicht. Sie will
wiederum mit deutschen Erfahrungen zur Verdeutlichung der relevanten
Rechtsinstitute auch für die chinesische Rechtswissenschaft einen Beitrag
leisten, während der Forschungsstand in der Literatur noch unzureichend
ist.

Gegenstand der Untersuchung

Das chinesische Recht unterscheidet nicht zwischen „Betrieb“ und „Unter-
nehmen“ wie in Deutschland. Am ehesten gilt das Unternehmen als Rah-
menbezug für das Arbeitsrecht. Die vorliegende Arbeit behandelt daher
überwiegend die durch ein Unternehmen ausgesprochene Kündigung auf-
grund der Veränderung der objektiven Umstände in China, nämlich die
unternehmensbedingte Kündigung. Grundsätzlich lassen sich die Ausfüh-
rungen auf die Kündigung durch andere Organisationen nach § 2 AVG, et-
wa Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit, staatliche Behörde und Verein,
übertragen.7 Um den Umfang der Arbeit nicht zu sprengen, werden die

B.

5 Die Daten stammen von den Medien. Dazu gibt es keine genaue offizielle Statistik.
6 Alle Gesetzesabkürzungen werden im Abkürzungsverzeichnis aufgeführt.
7 Siehe die Definition vom „Arbeitgeber“ unten S. 52.

Einleitung

26



Besonderheiten bezüglich der Kündigung seitens der anderen Organisatio-
nen in der vorliegenden Arbeit nicht analysiert.

Der Verfasser beschäftigt sich in dieser vorliegenden Arbeit vor allem
mit der Kündigung bei der Vollzeitarbeit. Grund hierfür ist, dass die Teil-
zeitarbeit in China im Vergleich zu Deutschland bisher keine große prakti-
sche Relevanz hat. Nach § 68 AVG ist die Teilzeitarbeit eine Beschäftigung,
wobei der Arbeitnehmer bei demselben Arbeitgeber regelmäßig nicht
mehr als 4 Stunden pro Tag und nicht mehr als 24 Stunden pro Woche ar-
beitet. Damit bezweckt der Gesetzgeber, dass die Beschäftigung durch den
Arbeitgeber effizienter und flexibler gestaltet wird. Allerdings leidet der
Teilzeitarbeitnehmer unter diskriminierender Behandlung, weil der Ar-
beitsvertrag formfrei vereinbart werden kann und der Arbeitgeber eine
fristlose Kündigung ohne Sachgrund sowie Abfindung aussprechen kann.8

Die vorliegende Arbeit verfolgt das Ziel, die unternehmensbedingte
Kündigung im Rahmen des individuellen Arbeitsrechts zu analysieren. Am
Rande wird das kollektive Arbeitsrecht vorgestellt. Dieses befindet sich in
China noch in einer Entwicklungsphase.9 Die Arbeitnehmer sind bisher
lediglich schwach organisiert. Die chinesische „Gewerkschaft“10 unter-
scheidet sich wegen der fehlenden Unabhängigkeit gravierend von der
deutschen Gewerkschaft. Dementsprechend ist der chinesische „Kollektiv-
vertrag“11 auch nicht mit dem deutschen identisch.

Methode der Untersuchung

Das chinesische Arbeitsrecht fußt auf dem kontinentaleuropäischen
Rechtssystem. Es lässt zurzeit, insbesondere in Form des AVG, deutliche
Einflüsse des deutschen Arbeitsrechts erkennen. Allerdings weicht das chi-
nesische Arbeitsrecht in vielen Bereichen davon auch ab, weil es wesentlich
von den nationalen rechtskulturellen und außerrechtlichen Faktoren ge-
prägt wird. Schon von daher kann der Rechtsvergleich zwischen den bei-
den Ländern interessant sein.

C.

8 Xie Zengyi, Social Sciences in China (中国社会科学) 2/2017, 123, 125; Lin Jia, Ex-
ploration and Free Views (探索与争鸣) 8/2016, 56, 60.

9 Wang Tianyu, Social Science Front (社会科学战线) 12/2017, 214, 214; Gao Jie/Han
Zhiwei, China Labor (中国劳动) 2/2017, 40, 42.

10 Siehe die Definition von „Gewerkschaft“ unten S. 97 ff.
11 Siehe die Definition von „Kollektivvertrag“ unten S. 97 ff.
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Die vorliegende Arbeit will einen funktionalen Rechtsvergleich leisten.
Sie bezweckt, die unternehmensbedingte Kündigung im chinesischen
Recht durch funktionelle Betrachtungsweise mit dem vergleichbaren
Rechtsinstitut im deutschen Recht hinsichtlich gleicher Sachprobleme zu
kritisieren und gleichzeitig aber auch Verbesserungsmöglichkeiten aufzu-
zeigen.12 Dabei werden die Modelle auf Möglichkeiten zur Verhinderung
und Lösung sozialer Konflikte analysiert.13

Die unternehmensbedingte Kündigung ist noch ein „junges“ Rechtsin-
stitut mit vielen offenen Fragen in China. Deswegen werden die Rechts-
normen, Rechtsprechungen und Meinungen in der Literatur nicht hinrei-
chend systematisiert. Demgegenüber ist die betriebsbedingte Kündigung
in Deutschland bereits seit langem im Gesetz verankert und wurde durch
zahlreiche Rechtsprechungen und wissenschaftliche Beiträge weiterentwi-
ckelt. Daraus lässt sich ein reifes System für die rechtliche Prüfung ablei-
ten. Die vorliegende Arbeit basiert daher auf diesem systematischen Rah-
men, um einen sinnvollen Rechtsvergleich vorzunehmen. Insbesondere in
Anlehnung an das deutsche Recht ist die dreistufige Prüfung der unterneh-
mensbedingten Kündigung (Betriebliche Erfordernisse, Ultima-Ratio-Prin-
zip und Sozialauswahl) im chinesischen Recht einzuführen. Außerdem
werden die meisten Probleme, die in der chinesischen Diskussion gerade
auftauchen, im deutschen Recht ähnlich schon einmal diskutiert. Der Ver-
fasser möchte dies in dieser vorliegenden Arbeit spiegeln. Demzufolge
wird jeweils zuerst das deutsche Recht dargestellt und dabei hauptsächlich
solche Rechtsinstitute herausgegriffen, die für einen Vergleich mit den an-
schließend dargestellten chinesischen Rechtsinstituten dienen können. In-
haltlich hält sich der Verfasser mit Kritik am deutschen Recht zurück und
belässt es hier bei einer Darstellung der gängigen h.M. Indessen wird sein
heimisches chinesisches Recht entsprechend der beschriebenen Aufgaben-
stellung des funktionalen Rechtsvergleichs diskutiert und kritisiert.

Quellen des chinesischen Arbeitsrechts

Die Verfassung hat oberste Gesetzeskraft. Danach folgt das Gesetz im for-
mellen Sinne. In Bezug auf das Arbeitsrecht gehören das AG und AVG in
China zu den beiden wichtigsten Quellen. Das AG regelt die gesamten
Rechtsverhältnisse, die sich grundsätzlich auf die Arbeitsleistung beziehen,

D.

12 Zweigert/Kötz, Rechtsvergleichung, S. 14.
13 Zweigert/Kötz, Rechtsvergleichung, S. 14.

Einleitung

28



während das AVG die Rechtsverhältnisse bestimmt, bei denen ein Arbeits-
vertrag einschlägig ist. Das AG wird durch das AVG als Spezialgesetz wie-
derholt, ergänzt und korrigiert.14 Beim Kündigungsschutz spielt das AVG
die entscheidende Rolle.

Das arbeitsrechtliche Gesetz im formellen Sinne ist abstrakt. Deswegen
ist die Konkretisierung durch niederrangige Rechtsnormen zur Orientie-
rungssicherheit wichtig. In China liegt die Erläuterungsaufgabe überwie-
gend in der Hand der Exekutive.15 Auf nationaler Ebene bestehen zwei Ar-
ten von bindenden Rechtsnormen. Als zentrale Regierung kann der Staats-
rat nach § 65 GGG die verwaltungsrechtliche Verordnung, z.B. Durchfüh-
rungsVO zum AVG, erlassen. Außerdem kann das Ministerium nach § 80
GGG die Bestimmung festlegen. Beispielsweise arbeitet das Ministerium
für Personalwesen und Sozialversicherung gerade an der Festlegung der
neuen MassenentlB. Auf lokaler Ebene, meistens Provinzebene, beschließt
die Regierung nach § 82 GGG die detaillierte Bestimmung, z.B. Peking-
WirtMassenentlB, die ihre Anwendung nur innerhalb des Verwaltungsge-
biets findet. In der Praxis ist die detaillierte Bestimmung der lokalen Regie-
rung von Bedeutung, obwohl China ein Zentralstaat ist. Damit wird der
unterschiedliche Entwicklungsstand in verschiedenen Verwaltungsgebie-
ten berücksichtigt. Für die Normenhierarchie ist die Rechtsnorm auf na-
tionaler Ebene zur Rechtsnorm auf lokaler Ebene höherrangig. Bei Rechts-
kollision bricht die Rechtsnorm auf nationaler Ebene die Rechtsnorm auf
lokaler Ebene. Dies ereignet sich in der Praxis aber selten, weil das Gericht
bei der rechtlichen Prüfung (auch selten) regelmäßig die lokale Regierung
bevorzugt.16

Die Rechtsprechung wirkt in China grundsätzlich nur inter partes und
nicht wie eine allgemeingültige Rechtsnorm. Allerdings wird – wie in
Deutschland – eine gewisse faktische Allgemeinverbindlichkeit der (höher-
instanzlichen) Rechtsprechung anerkannt. Noch stärker ist die faktische
Bindung eines Urteils des hochrangigen Gerichts für seine niedrigrangigen
Gerichte innerhalb eines Verwaltungsgebiets, auch für zukünftige Fälle.
Die Datenbank Chinalaw-info liefert die Möglichkeit, die Urteile, gegebe-
nenfalls mit Kommentierungen, einzusehen. Außerdem findet man kos-
tenlos seit Ende 2013 im Zuge der Justizreform die Urteile aller Gerichte
im Internetportal des Obersten Volksgerichts.17 Im Gegensatz zur Recht-

14 Tang Kuang/Liu Lan, Science of Law (法律科学) 3/2016, 96, 100.
15 Däubler/Wang Qian, RdA 2009, 353, 353.
16 Cheng Jinhua/Ke Zhengxing, The Jurist (法学家) 1/2018, 1, 1.
17 Online abrufbar unter wenshu.court.gov.cn (15.4.2018).
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sprechung ist die sog. „Justizauslegung“ in China rechtlich verbindlich. Sie
ist nach ihrem Wesen die Setzung richterrechtlicher Normen.18 Nach § 32
GOG ist das Oberste Volksgericht befugt, die Problematik über die Geset-
zesanwendung mit normativer Wirkung zu erläutern. In Bezug auf das Ar-
beitsrecht darf man die OVG-Erläuterung zum AVG I, II, III, IV nicht igno-
rieren.

18 Däubler/Wang Qian, RdA 2008, 141, 142.
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Grundzüge der betriebsbedingten Kündigung

Deutsches Recht

Allgemeines

Arbeitsverhältnis

Begründung des Arbeitsverhältnisses

Das Arbeitsverhältnis beginnt mit dem Vertragsabschluss. Durch den Ar-
beitsvertrag wird der Arbeitnehmer nach § 611 a Abs. 1 BGB19 im Dienst
des Arbeitgebers zur Leistung weisungsgebundener, fremdbestimmter Ar-
beit in persönlicher Abhängigkeit verpflichtet. Bei der Feststellung, ob ein
Arbeitsvertrag vorliegt, kommt es auf die Gesamtbetrachtung aller Um-
stände im Einzelfall an und nicht auf die formelle Bezeichnung der Verein-
barung.

Der Arbeitsvertrag ist grundsätzlich an keine Form gebunden.20 Dies
wird nicht durch das NachwG berührt.21 Der Arbeitgeber soll nach § 2
Abs. 1 NachwG spätestens einen Monat nach dem vereinbarten Beginn des
Arbeitsverhältnisses die wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich nie-
derlegen, die Niederschrift unterzeichnen und dem Arbeitnehmer aushän-
digen, wenn kein schriftlicher Arbeitsvertrag abgeschlossen ist. Die Verlet-
zung der Nachweispflicht löst höchstens eine Schadensersatzpflicht nach
§§ 280 ff. BGB aus, aber führt nicht zur Unwirksamkeit des Arbeitsvertrags.
Beim Arbeitsverhältnis wird zwischen unbefristetem und befristetem un-
terschieden.

§ 1.

A.

I.

1.

a)

19 § 611 a BGB gilt seit 01.04.2017 und will eigentlich nur die gefestigte Rechtspre-
chung zum Arbeitnehmerbegriff kodifizieren. Ob sie darüber hinaus noch eine
weitere Wirkung haben wird, ist derzeit noch unklar.

20 MüArbR/Richardi/Buchner § 32 Rn. 24.
21 MüArbR/Richardi/Buchner § 32 Rn. 30.
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